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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Republik Irak andererseits
(10209/2012 – C7-0189/2012 – 2010/0310(NLE))

(Zustimmung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Entwurfs eines Beschlusses des Rates (10209/2012),

– in Kenntnis des Entwurfs des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Irak 
andererseits (05784/2011),

– in Kenntnis des vom Rat gemäß den Artikeln 79 Absatz 3, 91, 100, 192 Absatz 1, 194, 
207 und 209 und Artikel 218 Absatz 6 Unterabsatz 2 Buchstabe a des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union unterbreiteten Ersuchens um Zustimmung 
(C7-0189/2012),

– gestützt auf Artikel 81 und Artikel 90 Absatz 7 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten sowie der 
Stellungnahme des Ausschusses für internationalen Handel (A7-0411/2012),

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und der 
Republik Irak zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Am 23. März 2006 ermächtigte der Rat die Kommission, mit dem Irak über ein Handels- und 
Kooperationsabkommen zu verhandeln. Im Rahmen der siebten Verhandlungsrunde zwischen 
der EU und dem Irak vereinbarten die beiden Parteien, den Entwurf zu einem „Partnerschafts- 
und Kooperationsabkommen“ durch die Schaffung eines Kooperationsrats aufzuwerten, der 
regelmäßig auf Ministerebene zusammentritt. Dieses Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen wird die erste Vertragsbeziehung zwischen der EU und dem Irak 
darstellen. Ziel dieses zehn Jahre gültigen (verlängerbaren) Abkommens ist es, eine solide 
Grundlage für den Ausbau der Beziehungen zwischen dem Irak und der EU zu schaffen. 

Das Abkommen weist drei Komponenten auf. Die erste Komponente ist politisch und 
beinhaltet die Einführung eines jährlichen Dialogs auf Ministerebene und auf der Ebene hoher 
Beamter über Frieden, Außen- und Sicherheitspolitik, nationalen Dialog und Aussöhnung, 
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, verantwortungsvolle Staatsführung, 
regionale Stabilität und Integration. Klauseln über Terrorismusbekämpfung, die Bekämpfung 
der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen und die Bekämpfung des unerlaubten 
Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen wurden in das Abkommen aufgenommen. Für 
die Menschenrechte sehr bedeutend ist, dass das Abkommen eine spezielle Klausel über die 
Zusammenarbeit hinsichtlich des Beitritts Iraks zum Römischen Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs sowie eine Klausel über die Zusammenarbeit bei der Förderung und beim 
wirksamen Schutz der Menschenrechte im Irak enthält, mit dem wichtigen Vorbehalt, dass es 
sich negativ auf die Programme für die Zusammenarbeit und die wirtschaftliche Entwicklung 
auswirkt, wenn es der Irak versäumt, die Menschenrechte zu schützen, zu stärken und zu 
achten. Dieser Ansatz ist sicherlich sehr zu begrüßen, obgleich die Bedeutung substanzieller 
Fortschritte bei den Menschenrechten mit einer strengeren Konditionalität stärker betont 
worden wäre. Bei den bilateralen Gesprächen mit den staatlichen Stellen des Irak sollte 
deutlich gemacht werden, dass die EU der Achtung der Menschenrechte und der 
Grundfreiheiten des Einzelnen, auch gegenüber religiösen und ethnischen Minderheiten sowie 
schutzbedürftigen Gruppen der irakischen Gesellschaft wie Frauen, Flüchtlingen und 
Vertriebenen besondere Aufmerksamkeit schenkt. Die EU sollte den Irak beim Beitritt zum 
Internationalen Strafgerichtshof so weit wie möglich unterstützen. 

Im Bereich Handel und Investitionen enthält das nichtpräferenzielle Abkommen die 
grundlegenden WTO-Regeln, auch wenn der Irak noch kein Mitglied der 
Welthandelsorganisation ist. Es enthält einige wichtige Präferenzklauseln, insbesondere in 
Bezug auf das öffentliche Beschaffungswesen, Dienstleistungen und Investitionen.

Schließlich soll durch die Kooperationsmaßnahmen der EU, die im Bereich sozialer und 
menschlicher Entwicklung vorgesehen sind, die Armut bekämpft und den lebensnotwendigen 
Bedürfnissen im Bereich Gesundheit, Bildung und Beschäftigung entsprochen werden, die die 
irakische Regierung als vorrangig bezeichnet hat. Allerdings muss darauf geachtet werden, 
dass die Durchführung dieser Maßnahmen im Rahmen eines Kapazitäten- und 
Institutionenaufbaus unter Berücksichtigung der Grundsätze der Teilhabe aller, der 
Transparenz und einer guten Regierungsführung erfolgt.

Dieses Abkommen zwischen der EU und dem Irak ist historisch. Es fällt in eine 
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entscheidende Zeit, um für die kommenden Jahre den demokratischen Wandel im Irak, die 
Herausforderungen des Wiederaufbaus und der Entwicklung und die Wiedererlangung seiner 
Souveränität und seines normalen Platzes innerhalb der internationalen Gemeinschaft zu 
begleiten. Die EU sollte mit der irakischen Bevölkerung und den staatlichen Stellen des Irak, 
die vor zahlreichen Herausforderungen stehen, umfassend zusammenarbeiten, wobei das 
wichtigste Anliegen die Sicherheit und Stabilität des Landes ist. Die irakischen 
Sicherheitskräfte werden in der Praxis leistungsfähiger, es fehlt ihnen aber noch an einem 
inneren Zusammenhalt, einem Rechtsrahmen und einer demokratischen Kontrolle. Außerdem 
ist die Gewalt zwar auf dem Rückzug, stellt aber immer noch eine Bedrohung dar. Es besteht 
immer noch die Gefahr, dass die Lage außer Kontrolle gerät oder erneut ein Bürgerkrieg 
ausbricht, wobei religiöse Minderheiten – insbesondere die christliche Minderheit – am 
stärksten bedroht sind. Deshalb muss die nationale Aussöhnung eine Priorität der politisch 
Verantwortlichen im Irak, aber auch der internationalen Gemeinschaft sein. Die 
Konsolidierung eines politischen und institutionellen Regierungssystems, das alle im Rahmen 
eines demokratischen, föderalen, pluralistischen und auf die Achtung der Menschenrechte und 
die Rechtsstaatlichkeit gegründeten Staates einbezieht, ist uneingeschränkt zu unterstützen. 
Schließlich werden die kommenden Jahre auch durch die Herausforderung der Entwicklung 
eines Landes gekennzeichnet sein, das trotz seiner großen Erdölreserven zu den ärmsten der 
Welt gehört und in dem eine große Mehrheit der Bevölkerung keinen Zugang zu einer 
Grundversorgung (Trinkwasser, Elektrizität, sanitäre Infrastrukturen usw.) hat. Ein 
demokratischer, stabiler und pluralistischer Irak, der sich um die sozioökonomische 
Entwicklung seiner Bürger kümmert und auf starke demokratische Institutionen zählt, wird 
eine herausragende Rolle für die Stabilität einer Region spielen, die für die internationale 
Sicherheit von ausschlaggebender Bedeutung ist. Dies erfordert eine langfristige strategische 
Vision, an der sich die Politik der Union gegenüber dem Irak für die kommenden Jahre 
orientieren muss. Wesentlich für die Stabilität des Irak wird nicht nur die energische 
Unterstützung dauerhafter, vollständig demokratischer und pluralistischer Institutionen sein, 
sondern auch eine ständige technische Hilfe zur Sicherstellung der Nachhaltigkeit und 
Effizienz der irakischen Wirtschaft mit einer vollständigen und korrekten Umsetzung des 
internationalen Vertragsrechts, wirksamen Vergabeverfahren, einer funktionierenden 
Verwaltung und einem wirksamen Rahmen zur Korruptionsbekämpfung. Dadurch wird ein 
Prozess des Zugangs immer größerer Teile der irakischen Gesellschaft zum Wirtschaftsleben 
und zu wirtschaftlicher Unabhängigkeit in Gang gesetzt. Die besondere Betonung des 
interreligiösen Dialogs und der Aussöhnung wird ebenfalls von entscheidender Bedeutung für 
Iraks Zukunft sein.
Das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen ist zwar ein Zeichen der Entschlossenheit 
der EU, eine wichtige Rolle beim Wandel des Irak zu spielen, aber das Engagement der Union 
muss in der Mobilisierung von Human- und Finanzressourcen seinen Ausdruck finden, die 
ihren erklärten politischen Ambitionen und den strategischen Herausforderungen entsprechen. 
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR INTERNATIONALEN HANDEL

für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten

zu dem Entwurf eines Beschluss des Rates über den Abschluss des Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Republik Irak andererseits
(10209/2012 - C7-0189/2012 - 2010/0310(NLE))

Verfasserin der Stellungnahme: Maria Badia i Cutchet

KURZE BEGRÜNDUNG

Das ursprüngliche Mandat des Rates von 2006 ermächtigte die Kommission, mit dem Irak 
über ein „Handels- und Kooperationsabkommen“ zu verhandeln. 2009 vereinbarten der Irak 
und die EU in Bagdad, den Entwurf des Abkommens durch Änderung des Titels in 
„Partnerschafts- und Kooperationsabkommen“ aufzuwerten. Dennoch enthält das neue 
Abkommen umfassende handelspolitische Inhalte und ein ganzes Kapitel, das dem Bereich 
„Handel und Investitionen" gewidmet ist. 

Die Verfasserin der Stellungnahme begrüßt dieses Abkommen, da es die erste 
Vertragsbeziehung zwischen der EU und Irak ist und einen Schritt in die richtige Richtung 
darstellt. Das in dem „Partnerschafts- und Kooperationsabkommen“ enthaltene 
nichtpräferenzielle Handelsabkommen umfasst WTO-Regeln, auch wenn Irak noch kein 
Mitglied der Welthandelsorganisation (WTO) ist. Es enthält ferner einen wirksamen 
Schlichtungsmechanismus, der verbindliche Entscheidungen des Schiedsgremiums und 
Einhaltungsverfahren umfasst. 

Ein stabiler und demokratischer Irak liegt im Interesse sowohl der Iraker als auch der 
Europäer. Daher ist die Verfasserin der Stellungnahme der Auffassung, dass 
Handelserleichterungen einen guten Weg darstellen, um Stabilität und Wohlstand in einem 
Land zu fördern, das beides dringend benötigt. Daher ersucht die Verfasserin der 
Stellungnahme das Europäische Parlament, dem Abkommen seine Zustimmung zu erteilen. 
Indessen möchte sie aber auch hervor heben, dass dies ihres Erachtens lediglich ein erster 
Schritt ist und der Irak außerdem technische und logistische Unterstützung benötigt, um das 
Beste aus diesem Abkommen, vor allem aus dem handelspolitischen Kapitel, machen zu 
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können. Daher hofft die Verfasserin der Stellungnahme, dass die Kommission unseren 
Partnern ebenfalls die notwendigen Mittel und das nötige Know-how an die Hand geben wird, 
damit sie den vollen Nutzen aus dem Abkommen ziehen, aber auch ihren Teil der 
Vereinbarungen einhalten können.

*******

Der Ausschuss für internationalen Handel ersucht den federführenden Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten, dem Parlament vorzuschlagen, dem Abschluss des Abkommens 
zuzustimmen.
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